
Dr. Sylvia Hummelbrunner MBL, PM.ME 

 

Änderungen für Gerichtsgutachter 

 

Das Budgetbegleitgesetz 2021 hat mit 1.1.2021 zwei Neuerungen und zwar einerseits im 

Gebührenanspruchsgesetz (GebAG) und andererseits im Gerichtsorganisationsgesetz 

(GOG) für Gerichtsgutachter gebracht. 

 

1. Tarifoption bei besonders zeitaufwändigen psychiatrischen Untersuchungen 

Betreffend die Abrechnung  

• der besonders zeitaufwändigen psychiatrischen Untersuchung (inkl Befund und 

Gutachten) oder  

• einer Untersuchung samt Befund und Gutachten zur Beurteilung, ob eine psychisch 

kranke Person ohne Gefahr in anderer Weise als durch Unterbringung in einer 

psychiatrischen Abteilung oder durch strafrechtliche Unterbringung behandelt oder 

betreut werden kann,  

hat der Sachverständige nun die Wahl, ob er diese Leistung gem § 43 Abs 1 Z 1 lit d bzw lit 

e GebAG oder dem neu geschaffenen § 43 Abs 1a leg cit abrechnet. 

Gem § 43 Abs 1a GebAG kann - ausgenommen in Arbeitsrechts- und Sozialrechtssachen - 

der Sachverständige anstelle der in § 43 Abs 1 Z 1 lit d bzw e GebAG seine Leistung nach 

der aufgewendeten Zeit abrechnen. Die Gebühr für jede begonnene Stunde wurde mit € 

110,00 gesetzlich festgelegt. 

 

2. Gutachtensübermittlung im elektronischen Rechtsverkehr 

In § 89c Abs 5a GOG ist nun klargestellt worden, dass für im elektronischen Rechtsverkehr 

übermittelte Gutachten oder Übersetzungen das Erfordernis der Unterfertigung entfällt. 
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